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«Hauptziel erreicht»
INTEGRATION Die ökumenische
Integrationskampagne «Joint
Future» der Berner Kirchen und ih-
rer Hilfswerke geht zu Ende. «Das
zweieinhalbjährige Projekt verlief
überaus positiv», bilanzieren die
Kirchen in einem Communiqué. Das
Hauptziel, die Gründung einer kan-
tonalen Fachstelle für Integration,
sei erreicht worden. Die neue, der
Gesundheits- und Fürsorgedirektion
angegliederte Fachstelle kümmert
sich seit Anfang Oktober 2003 um
die Belange der Integration von
Ausländern. Mit zahlreichen weite-
ren Aktionen seien die Öffentlich-
keit und die Politik sensibilisiert
worden, schreiben die Kirchen wei-
ter. Integration werde aber auch für
die Kirchen eine grosse Heraus-
forderung bleiben. (pd)

Massive Steuersenkung
TÄUFFELEN-GEROLFINGEN Frohe
Botschaft für die Einwohner von
Täuffelen-Gerolfingen: Der
Gemeinderat will die Steueranlage
mit dem Budget 2004 von 1,74 auf
1,5 Anlagezehntel senken. Der
Voranschlag rechnet bei einem
Aufwand von 9,348 Millionen
Franken mit einem Fehlbetrag von
175 000 Franken. (pd)

Rosige Aussichten
STUDEN Das Budget 2004 von
Studen rechnet bei Ausgaben von
rund 10,5 Millionen Franken mit ei-
nem Aufwandüberschuss von gut
640 000 Franken. Dennoch möchte
der Gemeinderat die Steueranlage
von 1,66 auf 1,6 Zehntel senken.
Dies sei angesichts des Eigenkapitals
von rund 3 Millionen Franken und
der erwarteten Einnahmeüber-
schüsse in den kommenden Jahren
vertretbar, argumentiert die
Gemeinde in einer Mitteilung. (pd)

Fehlbetrag budgetiert
WANGEN A. A. Bei einem Aufwand
von gut 8 Millionen Franken sieht
das Budget 2004 von Wangen an
der Aare einen Ausgabenüber-
schuss von knapp 400 000 Franken
vor. Der Gemeinderat beantragt der
Gemeindeversammlung vom
1. Dezember dennoch eine unver-
änderte Steueranlage von 1,69 und
ein Investitionsvolumen, das leicht
über dem Durchschnitt der letzten
zehn Jahre liegt. (pd)

Personal- und kostenintensiv
Die Einführung des Arzttarifs Tarmed kostet die bernischen Spitäler rund sieben Millionen Franken

S U S A N N A  R E G L I

Auf den 1. Januar 2004 wird in den
Spitälern der Arzttarif Tarmed ein-
geführt. Tarmed wird für sämtliche
in der Schweiz erbrachten ambu-
lanten ärztlichen Leistungen im
Spital oder in den Arztpraxen an-
gewandt. 4600 Positionen umfasst
der Tarmed-Katalog, jeder ärztli-
chen Verrichtung – beispielsweise
dem Anlegen eines Verbandes – ist
eine Position zugeordnet. Abrech-
nen können die Ärzte nur noch,
was sie gemäss den Tarmed-Posi-
tionen ausführen und ausweisen.

Die Einführung von Tarmed ist
administrativ eine grosse Übung
und verursacht hohe Kosten. Der
Spitalverband H+ rechne mit 2000
Franken pro Bett, sagt Stefan Hän-
senberger, Leiter Tarife bei H+.
Gemäss «vorsichtiger Schätzung»
Hänsenbergers bedeutet das Kos-
ten von rund sieben Millionen
Franken für die Spitäler im Kanton
Bern (inklusive Psychiatrie). Ein-
mal eingeführt, verursache Tar-
med jährliche Kosten von 300
Franken pro Bett. Ausserdem habe
jedes Spital einen Tarmed-Verant-
wortlichen anstellen oder bestim-
men müssen. Tarmed bringe mit
sich, dass ein Grossteil der EDV-
Systeme angepasst werden müss-
ten, sagt Hänsenberger: «Das Gan-
ze ist für die Firma, die Tarmed ent-
wickelt hat, sicher ein gutes Ge-
schäft.»

Hoher Personalaufwand

Der Regierungsrat des Kantons
Bern hat gemäss Thomas Straub-
haar, stellvertretender Vorsteher
des kantonalen Spitalamtes, fünf
Millionen Franken für die Ein-
führung von Tarmed bereitgestellt.
Die restlichen Kosten und den Un-
terhalt von Tarmed müssen die
Spitäler über das ordentliche Bud-
get abrechnen. Auch auf Personal-
seite sei der Aufwand «nicht unbe-
trächtlich». Er rechne damit, dass
ein «mittleres Spital» für die Ein-
führung von Tarmed zwei bis drei
Mitarbeiter während eines Jahres

Weit mehr Personal erfordert
die Einführung von Tarmed im In-
selspital. Dort ist eine aus neun
Personen bestehende Projekt-
gruppe an der Arbeit. Ausserdem
sei in allen Kliniken Personal damit
beschäftigt, die Leistungen festzu-
halten, die für den ambulanten Be-
reich erbracht würden, sagt Insel-
direktor Urs Birchler. Im Moment
würden so genannte Leistungs-
pakete definiert. Das heisst: Es
werden alle Tarmed-Positionen
zusammengestellt, die es bei-
spielsweise für eine bestimmte
Herzbehandlung braucht. Das er-
leichtert die Rechnungsstellung.

Was genau im neuen Jahr pas-
sieren wird, ist gemäss Birchler
nicht restlos klar. Das Inselspital

sion, die auf 2002 hätte eingeführt
werden sollen, umfangreiche Si-
mulationen durchgeführt. Die Ein-
führung verzögerte sich jedoch.
Die gültige Tarmed-Version sei seit
März 2003 bekannt. Diese Version
weise gegenüber der Ursprungs-
version Änderungen auf. Auf Si-
mulationen hat das Inselspital jetzt
aber verzichtet – «wir haben dafür
zu wenig Personal», sagt Birchler.
«Das heisst: Wir befinden uns teil-
weise auf einem Blindflug.»

Ein grosses Spital wie die Insel
wird mit Tarmed ganz besonders
gefordert: «Ein grosses Problem ist,
dass das letzte Detail – alles, was
teurer als drei Franken ist – erfasst
werden muss. Das führt zu einer
riesigen Datenmenge.» Wenn un-
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de, verliere das Inselspital Geld.
Am meisten bedauert Birchler,
dass die bernischen Spitäler noch
immer nicht über ein einheitliches
Klinikinformationssystem verfü-
gen. «Das macht die Arbeit sehr
zeitaufwändig.»

Die öffentlichen Spitäler seien
gut auf Tarmed vorbereitet, sagt
Hänsenberger. Er rechnet damit,
dass sie spätestens ab Februar die
erforderlichen Rechnungen stel-
len können. Diesen Eindruck hat
auch Straubhaar: «Die bernischen
Spitäler sind gut vorbereitet.»

«Riesige Umstellung»

Probleme hätten grosse Spitäler
eher mit der Leistungserfassung
als mit der Abrechnung, weil sie
sehr viele Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter für den Systemwechsel
ausbilden mussten, sagt Hänsen-
berger. Tarmed ist bei der Ärzte-
schaft auf grossen Widerstand ge-
stossen, primär, weil der Tarif die
Arbeit der Ärzte verändert und
wohl zu Beginn auch umständli-
cher macht. «Für die Ärzte bedeu-
tet das neue System eine riesige
Umstellung», so Hänsenberger. Es
sei auch damit zu rechnen, dass,
zumindest zu Beginn, der Betrieb
verlangsamt werde. Auch rechnet
Hänsenberger nicht damit, dass
mit Tarmed Kosten gespart werden
können – zumindest nicht von An-
fang an. «Wir bekommen zwar eine
Zahlenbasis, die künftig die Steue-
rung des Spitalwesens ermöglicht.
Fragt sich nur, ob dann auch wirk-
lich gesteuert wird.»

Eine «riesige Umstellung» für die Ärzte: Ab dem 1. Januar 2004 gilt Tarmed für alle ambulanten ärztlichen Leistungen. KEYSTONE

Ausbaggern nur im Extremfall
2004 soll das Mitwirkungsverfahren für den Thuner Aarestollen lanciert werden

M I R E I L L E  G U G G E N B Ü H L E R

Noch vor den Sommerferien 2004
soll die Thuner Bevölkerung vom
Oberingenieurkreis I über das Pro-
jekt des geplanten Aarestollens öf-
fentlich informiert werden und an
einem Mitwirkungsverfahren teil-
nehmen können. Dies teilte das
Amt für Information gestern mit.

Der geplante Stollen und die
Vertiefung der Scherzligschleuse
sollen, anstelle einer Ausbagge-
rung des Aarebeckens, die Abfluss-
kapazität der Aare bei Hochwasser
so weit erhöhen, dass der See
höchstens noch auf 558,8 Meter
über Meer ansteigt. Die Schäden
können auf dieser Höhe – im Ge-
gensatz zu 1999, als der See auf
559,17 Meter angestiegen ist – in
Grenzen gehalten werden.

Die Ausbaggerung ist trotzdem
noch nicht vollständig vom Tisch –
dies bestätigte gestern der zustän-

dige Wasserbauingenieur Ernst
Spycher. Wie Spycher gegenüber
dem «Bund» ausführte, werde eine
Ausbaggerung allerdings nur dann
durchgeführt, wenn sich gewisse
Bedingungen veränderten, etwa
wenn eine «Häufung von Hoch-
wassern» in kürzester Folge aufträ-
te. Auch eine Erwärmung des Thu-
nersees, die das Leben der Äschen
bedrohte und diese zur Suche nach
neuem Lebensraum zwänge,
könnte ein Grund sein, die Aare
doch noch auszubaggern. Auf-
grund der Äschenlaichplätze hat-
ten die Fischer vergangenen Früh-
ling und Sommer erfolgreich ge-
gen eine Ausbaggerung opponiert.
Zugleich legten sie künstliche
Laichplätze an, welche von den
Äschen laut dem kantonalen Be-
reichsleiter für technische Eingrif-
fe bei Gewässern, Thomas Vuille,
zu fünfzig Prozent zum Laichen ge-
nutzt wurden. Zusätzlich legten

die Fischer Totholzstrukturen aus,
damit sich die Jungfische darin
verstecken konnten. Die Erfolgs-
kontrolle dieses Projekts wird 2004
abgeschlossen sein.

Sowohl Ernst Spycher wie auch
Thomas Vuille, wollen sich «Hor-
rorszenarien» (Vuille) von allzu
warmem Wasser «lieber nicht» vor-
stellen. Trotz warmem Seewasser
im vergangenen Sommer habe die
Gefahr eines Äschensterbens, wie
es sich im Rhein ereignete, im Thu-
nersee nicht bestanden, meint
Vuille. 

Weitere planerische Möglich-
keiten soll ein so genannter gene-
reller Wasserbauplan aufzeigen.
Dieser wird rechtlich festhalten,
wann eine Ausbaggerung oder all-
fällige weitere Massnahmen erfol-
gen dürfen. Den kantonalen Was-
serbauplan inklusive Stollenpro-
jekt soll der Regierungsrat bis Ende
2005 genehmigen.

Schaden «in Grenzen» halten
Das VBS schafft nach dem Abbau von 50 Arbeitsplätzen in Thun 40 neue

M I R E I L L E  G U G G E N B Ü H L E R

Thuns Exekutive pflegt Dauerkon-
takt mit dem Departement für Ver-
teidigung, Bevölkerungsschutz
und Sport (VBS). Zumindest
Stadtpräsident Hansueli von All-
men (sp) sagt von sich und Ge-
meinderatskollegin Ursula Haller
(svp), «Beziehungen» in dieser
Hinsicht zu haben. Aus dem einfa-
chen Grund, weil die Armee – zu-
mindest bis anhin – die verläss-
lichste Arbeitgeberin der Stadt war.
Entsprechend gross war die Ent-
täuschung bei der Stadtregierung,
als Anfang November bekannt
wurde, dass das Bundesamt für
Kampftruppen (Bakt) sowie das
Bundesamt für Logistiktruppen
(Balog) rund 50 Arbeitsplätze in
andere Kantone verlegen würden.

Seit gestern ist nun bekannt,
dass die Gruppe Rüstung des VBS
in Thun «35 bis 40» Arbeitsplätze

im Bereich Wissenschaft und Tech-
nologie aufbauen wird. Die Ar-
beitsplätze im Bereich Qualitäts-
management, Systemanalyse,
Stab und Kommerz werden nicht
neu geschaffen, sondern von Bern
nach Thun verlegt.

Hat die Thuner Exekutive ihren
«Beziehungen» etwas (Nach-)
Druck verliehen und einen Kom-
promiss für die verlorengegange-
nen Arbeitsplätze ausgehandelt?
«Nein», sagt der Sprecher des VBS,
Oswald Sigg, es handle sich nicht
um einen «Deal» für die verlorenen
Arbeitsplätze. Thun habe «nicht
gross» Druck gemacht. Klar gewe-
sen sei jedoch, «dass wir bei Umla-
gerungen Thun berücksichtigen»,
im Sinne eines «regionalen Aus-
gleichs und einer regionalen Ar-
beitsplatzpolitik». Das VBS sei sich
bewusst, einer der grössten Arbeit-
geber in Thun zu sein, und man
wolle deshalb den «Schaden in

Grenzen» halten. Stadtpräsident
Hansueli von Allmen hofft nun,
dass aufgrund des neuen Rüs-
tungsprogramms der Armee wei-
tere «hochqualifizierte Stellen» ge-
schaffen und damit «gute Steuer-
zahler» nach Thun ziehen werden.
VBS-Sprecher Oswald Sigg be-
stätigt Investitionen im Bereich
«neuer Waffensysteme und der
Ausrüstung» . Man sei allerdings
noch nicht so weit, um sagen zu
können, «ob aufgrund der Investi-
tionen auch neue Arbeitsplätze ge-
schaffen werden». Eine Umkehr
des massiven Arbeitsplatzabbaus
des VBS sei «nicht in Sicht».

Trotz ihrer Hoffnung auf die Ar-
beitsplatzbeschaffung durch das
VBS sucht die Stadt «das Heil» laut
Hansueli von Allmen nicht mehr
nur in der Ansiedlung von Gross-
unternehmen. Vielmehr versuche
man Neu- und Jungunternehmen
nach Thun zu locken.


